BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

VIII ZR 204/71 URTEIL Verkiindet am
7. Marz 1973
Scheibl,

LA

Justizhauptsekretar

1 k
in dem Rechtsstreit 3:1. Ig”‘;ﬁg;tl::;?f: j

der Firma F ” Industrie-
handel GmbH in , Bllstrate @, vertre-

ten durch ihre Geschédftsfiihrer,

Kldgerin und Revisionskldgerin,

- ProzefBbevollmdchtigter: Rechtsanwalt Frhr.v.(EEEEEND -

gegen

die Bundesrepublik Deutschland
vertreten durch den Bundesminister fiir Verteidigung, die-
ser vertreten durch das Bundesamt fiir Wehrtechnik und Be-
schaffung in KD,

Beklagte und Revisionsbeklagte,
~ ProzeBbevollmdchtigter: Rechtsanwalt Dr. (D -



™ a7

ver VIII. Z2ivilsenat des Bundesgerichtshofs hat
auf die miindliche Verhandlung vom 7. Mirz 1973 durch
die Richter Dr. Gelhaar, ClaBen, Mormann, Braxmaier
und Dr. Hiddemann

fir Recht erkannt:
Die Revision gegen das Urteil des 1. Zivil-~
senats des Oberlandesgerichts Koblenz vom
22, September 1971 wird auf Kosten der Kl&a-

gerin zurilickgewiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die beklagte Bundesrepublik, vertreten durch das
Bundesamt fiir Wehrtechnik und Beschaffung, schlof} am
31. Marz und 5. Juli 1962 mit der Firma MU Ver-
trédge iiber die Fertigung und Lieferung von Stapelpa-
letten ab, und zwar mit einem Auftragsvolumen zwischen
4 und 5 Millionen DM. Von den aus diesen Vertrédgen zu
erwartenden Kaufpreisanspriichen trat die Firma M-
@D =21lsbald mit Zustimmung des Bundesamtes Forderun-
gen in Héhe von 2 130 847,15 DM und 2 254 518 DM an
zweli Zulieferfirmen und ca. 930 000 DM an eine Bank
zur Sicherheit ab. In der Folgezeit ergab sich, dafB
die Firma MU, die bald darauf in Konkurs fiel,
zur vollstdndigen Erfiillung der Auftrédge wirtschaft-
lich nicht in der Lage war. Die Kl&dgerin, die als Han-~
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Matthias Prinz
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delsunternehmen einerder Hauptgldubiger der Firma
MEEEEW" wvar, und der die Vorausabtretungen zu die-
sem Zeitpunkt bekannt waren, beabsichtigte daher,die
Auftrége zu ilbernehmen. Durch sog. "Erginzungsvertri-
ge" vom 20./21. September 1962 vereinbarten demgemiS
die Parteien und die Firma MNP, daB die Klige-
rin in alle Rechte und Verbindlichkeiten dieser Fir-
ma eintrat. Als kurz darauf die Zessionare ihre Rech-
te aus den Vorausabtretungen gegeniiber der Beklagten
geltend machten, verweigerte diese die Auszahlung der
flir die einzelnen Lieferungen f#llig werdenden Rech-
nungsbetrédge an die Klédgerin und hinterlegte diese
bei Gericht, bestand Jjedoch weiterhin auf Einhaltung
der vorgesehenen Liefertermine. Die Klégerin schloSB
daraufhin Anfang 1963 mit den Zessionaren sog. "Ab~
findungsvergleiche” ab, in deren Rahmen sie insge- ;
samt 379 502,76 DM an diese gezahlt haben will.

Wegen dieser Zahlungen nimmt die Klégerin die
Beklagte auf Schadensersatz in Anspruch. Sie behaup-
tet, Bedienstete der Beklagten hitten ihr auf Befra-
gen bei Abschluffi der "Ergidnzungsvertrédge" erklért,da-
mit wlirden die Vorausabtretungen hinfdllig. Da die Be-
klagte gleichwohl Zahlungen an sie - die Klégerin -
verweigert habe, sei sie, um ihrer Lieferpflicht nachzu-
kommen und ihre Verbindlichkeiten gegeniiber ihren Sub-
unternehmern erfilllen zu kénnen, zur Zahlung der Ab-
findungsbetrige gendtigt gewesen. Die Beklagte bestrei-
tet eine derartige Auskunftserteilung und meint, die
Kldgerin habe -~ wenn iiberhaupt - nur gezahlt, um sich

die gleichwohl noch gewinnversprechenden Auftrge zu si- .

chern. Im iUibrigen beruft sie sich auf VerJjdhrung.
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it der am 28. Februar 1566 bei Gericht einge-
gangenen Teilklage hat die Kl&igerin von der Beklag-
ten Zahlung von 20 000 DM nebst Zinsen verlangt und
im Berufungsrechtszug die Klageforderung auf 26 000
DM erh8ht. Das Landgericht hat die Klage abgewiesen.
Die Berufung hatte keinen Erfolg. Mit der Revision,
deren Zuriickweisung die Beklagte beantragt, verfolgt
die Kldgerin ihr Klagebegehren weiter.

Entscheidungsgriinde:

1. Das Berufungsgericht sieht in den "Ergidnzungs-
vertridgen" vom 20./21. September 1962 eine sog. Ve r -
tragsibernahme, - und zwar dergestal®,
daB damit die Firma MR aus den mit der Beklag-
ten abgeschlossenen Werklieferungsvertrdgen ausschied
und an ihrer Stelle die Kligerin in die Vertrédge ein-
trat. Eine dahingehende Vertragsauslegung ist, wie der
Senat in seinem Urteil vom 29. Oktober 1957 (VIII ZR
292/56 = LM BGB § 581 Nr. 16 = MDR 1958, 90) ausge-
fiihrt hat, jedenfalls bei Dauerschuldverhdltnissen
- und Entsprechendes muB, wie hier, fiir Sukzessivlie-
ferungsvertrige gelten - rechtlich méglich (vgl. auch
BGH Urteil vom 28. November 1969 - V ZR 20/66 = WM
1970, 195 = Betrieb 1970, 441 mit weiteren Nachweisen).
Sie ist aber auch naheliegend, Ersichtlich waren die
Beteiligten angesichts des zunehmenden Vermdgensver-
falls der Firma M{JJEP bestrebt, diese aus'den um-
fangreichen und langfristigen Lieferungsvertridgen zu
entlassen und an ihrer Stelle die Klégerin mit der rei-
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oungslosen Durchfiihrung zu betrauen, gleichzeitig Je-
doch der Firma MNP die Msglichkeit offenzuhal-
ten, sich als Subunternehmerin der Klédgerin weiterhin
an den Lieferungen zu beteiligen und damit ihren Fa-
brikationsbetrieb aufrechtzuerhalten. Dieses Ziel aber
konnte am besten durch vdllige Auswechslung der Ver-
tragspartner erreicht werden.

2. Geht man von einer derartigen Vertragsgestal-
tung aus, so war - wie das Berufungsgericht zutref-
fend darlegt - die nach der Behauptung der Klégerin
von der Beklagten erteilte Auskunft, mit AbschluBl der
"Ergdnzungsvertrige" seien die von der Firma MEINEEENEEDG
vorgenommenen Vorausabtretungen der Klégerin gegeniiber
hinfdllig, nicht falsch, sondern zutreffend. Abtre-
tungen kiinftiger Forderungen werden erst wirksam,
wenn und sofern die abgetretenen Forderungen tatsidch-
lich entstehen (BGHZ 32, 367, 369). Wird daher der Ver-
trag, auf dem die im voraus abgetretenen Forderungen
beruhen sollen, vorher beendet, oder scheidet - wie
hier - der Zedent im Rahmen einer'Vertragsﬁbernahme
aus dem Vertrag aus, so gehen die von ihm vorgenomme-
nen Vorausabtretungen ins Leere. Davon geht auch die
Revision aus. Die Vergiitung fiir die nach dem 20.Sep-
tember 1962 von der Klégerin erbrachten Leistungen
- und nur um sie geht es hier - stand daher nicht den
Zessionaren, sondern der Klégerin zu. Damit ist der
Streit der Parteien, welche Auskiinfte die Bediensteten
des Bundesamtes der Kl&égerin bei AbschluBS der "Ergin-
zungsvertriage" gegeben haben, fiir den Revisionsrechts-
zug gegenstandslos.




o« war somit die Kldgerin Inhaberin der Vergii-
tungsanspriiche fiir die von ihr erbrachten Lieferun-
gen, so erscheint es, wie der Revision einzurdumen
ist, in der Tat zweifelhaft, ob das Bundesamt - von
einer eigenen Rechtsabteilung rechtskundig beraten -
zur Hinterlegung der Rechnungsbetrige gemdB § 372
Satz 2 BGB befugt war und dadurch die Verzugsfolgen
von sich abwenden konnte (§ 378 BGB). Wie der Bun-
desgerichtshof in der Entscheidung BGHZ 7, 302, 307
ausgefiihrt hat, liegt eine "UngewiBheit liber die
Person des Gldubigers" nicht schon bei jedem Préten-
dentenstreit, sondern nur dann vor, wenn beim Schuld-
ner trotz sorgfdltiger Priifung Zweifel iiber die Per-
son des Berechtigten obwalten, die "obJjektiv verstan-
dig" sind und es fiir den Schuldner unzumutbar er-
scheinen lassen, auf eigenes Risiko zu zahlen (vgl.
auch Wilde zu LM BGB § 372 Nr. 3). Ob diese Voraus-
setzungen hier vorlagen, bedarf jedoch keiner ab-
schlieBenden Entscheidung; denn auch wenn man zugun-
sten der Kldgerin davon ausgeht, dafB die Beklagte
nicht zur Hinterlegung befugt war und sich damit ei-
ner Verletzung ihrer Vertragspflichten schuldig ge-
macht hat, so wdren doch Jjedenfalls etwaige, sich
daraus ergebende Schadensersatzanspriiche der Klige-
rin verJjédhrt.

4, Entgegen der Ansicht der Revision wiirden sich

allerdings derartige Schadensersatzanspriiche -~ das tat-

sdchliche Vorbringen der Kldgerin insoweit als rich-
tig unterstellt - nicht aus positiver Vertragsverlet-
zung seitens der Beklagten, sondern aus Verzug erge-
ben.
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a) War die Beklagte nicht in der Lage, durch Hin-
terlegung ihre Verbindlichkeiten zu erfiillen (§ 372
Satz 2, § 378 BGB), so geriet sie jeweils hinsichtlich
derjenigen Teillieferungen, die die Kligerin im Rah-
men des Sukzessivlieferungsvertrages erbrachte, mit
ihrer entsprechenden Verpflichtung zur Zahlung des
Kaufpreises (§ 651 Abs. 1 Satz 2 1. Halbsatz in Ver-
bindung mit § 433 Abs. 2 BGB) in Verzug. Einer aus-
drticklichen Mahnung (§ 284 BGB) bedurfte es insoweit
.nicht, da die Beklagte ihre mangelnde Zahlungsbereit-
- schaft durch die Hinterlegungen hinreichend klar zum
Ausdruck gebracht hatte.

b) Damit war die Kl#égerin gem#B § 286 Abs. 1 BGB
berechtigt, von der Beklagten Ersatz des ihr durch den
Zahlungsverzug addquat verursachten Schadens zu ver-
langen. Der Ansicht des Berufungsgerichts, sie sei dar-
auf beschrénkt gewesen, entweder die Beklagte auf Zah-
lung der Vergiitung zu verklagen oder aber von ihr ge-
méf § 326 BGB Schadensersatz wegen Nichterfillung zu
verlangen bzw. vom Vertrag zuriickzutreten, kann nicht
gefolgt werden. Vielmehr war die Kligerin auch berech-
tigt, an den Vertrigen festzuhalten und - neben dem
fortbestehenden Anspruch auf Erfiillung - gemdB § 286
Abs. 1 BGB Ersatz des Verzugsschadens zu verlangen.

Da die Beklagte die Zahlungen an die Klégerin von der
vorherigen Beilegung des Pr&tendentenstreits abhéingig
machte, gleichwohl aber suf Erfﬁllung der Liefer-
pflichtén bestand, tnl 8a dt& Kidgsrift ais réine Han-
delsfirma fhrerseits ihren laufetider Vefbiriditchkei-
ten gegenuver ihrén SubuAtérnéhiieth Hathzitkotish Hat-
te; spiicht marichés #UF 848 Anmétme; dud 8415 Adfwen-



dungest, dle sie nach ihrer Darstellung an die Zeden-
ten fir deren Verzicht auf die ihnen vermeintlich
zustehenden Forderungen erbracht haben will, noch
als ein addquat durch den Verzug der Beklagten ver-
ursachter Schaden angesehen werden konnen.

¢) Derartige Anspriiche auf Ersatz des Verzugs-
schadens verJjdhren jedoch, wie der Senat im Urteil
vom 11. Februar 1958 (VIII ZR 34/57 = WM 1958, 533
= Betrieb 1958, 307 = BB 1958, 281) dargelegt hat,in

derselben Frist wie die Anspriiche, aus denen sie her- .
rihren. Der gleiche Grund, aus dem Geschédfte des
tdglichen Lebens gemdB § 196 BGB in kurzer Zeit ver-
jéhren, né@mlich die bei derartigen Geschidften unver-
meidliche baldige Verdunkelung des Sachverhalts nach
Moglichkeit zu verhindern und die glatte und beschleu-
nigte Abwicklung der Geschdfte zu fordern, rechtfer-
tigt eine kurze Verjdhrung auch fiir die aus diesen Ge-
schdften entspringenden Schadensersatzanspriiche we-

gen Verzuges (vgl. auch BGHZ 57, 191, 195 mit weite-
ren Nachweisen).

d) Im vorliegenden Fall unterlagen die Anspriiche
der Klédgerin auf Zahlung des Kaufpreises - und zwar
im Rahmen der Sukzessivlieferungsvertrige fiir jede
Teillieferung gesondert - der zweijdhrigen VerJjdh-
rung des § 196 Abs. 1 Nr. 1 BGB. Sie wiren somit, so-
weit sie vor dem 31. Dezember 1962 fillig geworden
sind, gemdB § 201 BGB Ende 1964 verjdhrt., Diese Ver-
jahrungsfrist ist auch fiir den auf den Zahlungsver-
zug gestiitzten Schadensersatzanspruch maBgebend. Da-
bei ist allerdings hinsichtlich des Beginns der Ver-
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Jahrung nicht auf die Fdlligkeit der zugrunde liegen-
den Zahlungsanspriiche abzustellen. Entscheidend ist
vielmehr der Zeitpunkt, an dem der Verzugsschaden
entstanden ist (RGZ 128, 76, 79; Augustin bei Soer-
gel/Siebert, 10. Aufl. § 198 Nr. 21). Da die Klige-
rin sich nach ihrem eigenen Vorbringen bereits im Ja-
nuar 1963 in mehreren Abfindungsvergleichen zur Zah-
lung der streitigen Betrdge an die Zessionare ver-
pPflichtet hatte und damit der Schaden bei ihr entstan-
den war, lief die Verjdhrungsfrist - unter Beriicksich-
tigung des auch insoweit entsprechend heranzuziehen-
den § 201 BGB (vgl. RGZ 128, 79) - Ende 1965 ab. Der
Schadensersatzanspruch war daher, als die Kldgerin ihn
am 28. Februar 1966 erstmalig klageweise geltend mach~-
te, bereits verjihrt.
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5. Die Revision kann somit keinen Erfolg haben.
Sie war daher - mit der Kostenfolge aus § 97 ZPO -
zuriickzuweisen.

Dr. Gelhaar ' ClaBen Mormann

Braxmaier Dr. Hiddemann

L1



	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES

	11

	pflichten bestand* und dä diä Älägeriii als reine Handelsfirma ihrerseits ihren laufenden Verbindlichkeiten1 gegenüber itirih Süfetfl^fernehÄern	hät¬

	te* spricitt manches für die5 Annähme,1 daß dife Ätiftfen-




